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Entwurf eines Gesetzes 

zu der Änderung des Übereinkommens vom 25. Juni 1998 
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die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
(Erstes Aarhus-Änderungs-Übereinkommen) 


A. Problem und Ziel 

Das Übereinkommen der UN ECE (UN-Wirtschaftskommission für 
Europa) vom 25. Juni 1998 über den Zugang zu informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den 
Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aarhus-Überein- 
kommen, BGBl. 2006 II S. 1251, 1252) verfolgt mit seinen drei Säulen 
(Information, Partizipation und Rechtsschutz) das zentrale Ziel, die 
Transparenz, Akzeptanz und Qualität von Verwaltungsentscheidungen 
zu steigern und damit einen effektiven Beitrag zum Schutz der Umwelt 
und zur Verbesserung der Umweltqualität zu leisten. Das Übereinkom- 
men ist am 30. Oktober 2001 in Kraft getreten und hat bislang 41 Ver- 
tragsparteien. Deutschland hat das Aarhus-Übereinkommen am 
15. Januar 2007 ratifiziert (vgl. die Bekanntmachung vom 8. August 
2007, BGBl. II S. 1392). 

Die auf der zweiten Konferenz der Vertragsparteien in Almaty 
(Kasachstan) am 27. Mai 2005 durch Beschluss 11/1 angenommene 
Änderung des Aarhus-Übereinkommens ergänzt das Übereinkommen 
um Mindestanforderungen an die Öffentlichkeitsbeteiligung bei Ent- 
scheidungen über die Freisetzung und das Inverkehrbringen von gen- 
technisch veränderten Organismen (GVO). 
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Die mit der Änderung erfolgten Anpassungen des Aarhus-Überein- 
kommens entsprechen dem geltenden deutschen Recht, insbesonde- 
re dem Gentechnikgesetz. Neben dem vorliegenden Vertragsgesetz 
bedarf es keiner Änderung der Rechtslage in Deutschland, um die 
Anforderungen der Änderung des Aarhus-Übereinkommens zu erfül- 
len. 

Durch die Ratifikation der Änderung des Aarhus-Übereinkommens 
kann die aktive Rolle, die Deutschland mit der Ratifikation des Aarhus- 
Übereinkommens auf internationaler Ebene übernommen hat, fortge- 
setzt werden. Die ünterstützung der Änderung als Vertragspartei 
ermöglicht es, die hiermit verbundenen Mitgestaltungsrechte im inter- 
nationalen Bereich sachgerecht wahrzunehmen und auch bei weiteren 
Entwicklungen entscheidende Impulse zu setzen. 

B. Lösung 

Durch das geplante Vertragsgesetz sollen die verfassungsrechtlichen 
Voraussetzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
für die Ratifikation der auf der zweiten Konferenz in Almaty 
(Kasachstan) am 27. Mai 2005 beschlossenen Änderung des Aarhus- 
Übereinkommens herbeigeführt werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch die Ratifikation der 
Änderung des Aarhus-Übereinkommens keine zusätzlichen Kosten. 

2. Vollzugsaufwand 

Ein erhöhter Verwaltungsaufwand für Bund, Länder oder Gemeinden 
ist durch die Ratifizierung der Änderung des Aarhus-Übereinkommens 
nicht zu erwarten, da aus der Änderung resultierende rechtliche Ver- 
pflichtungen bereits durch das geltende deutsche Recht sowie durch 
europarechtliche Vorgaben vorgeschrieben sind. 

E. Sonstige Kosten 

Durch die Änderung des Aarhus-Übereinkommens sind keine höheren 
Kosten und damit auch keine Auswirkungen auf das Preisniveau und 
insbesondere die Verbraucherpreise zu erwarten, da aus der Ände- 
rung resultierende rechtliche Verpflichtungen bereits durch das gel- 
tende deutsche Recht sowie durch europarechtliche Vorgaben vorge- 
schrieben sind. 

F. Bürokratiekosten 

Durch dieses Gesetz werden keine Informationspflichten geschaffen 
oder geändert. 
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Berlin, 2^- Mai 2009 


Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu der Änderung des Übereinkommens vom 
25. Juni 1998 überden Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeits- 
beteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten (Erstes Aarhus-Änderungs-Übereinkommen) 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 858. Sitzung am 15. Mai 2009 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu der Änderung 

des Übereinkommens vom 25. Juni 1998 
über den Zugang zu Informationen, 
die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
(Erstes Aarhus-Änderungs-Übereinkommen) 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Der auf der zweiten Konferenz der Vertragsparteien in Almaty (Kasachstan) 
am 27. Mai 2005 beschlossenen Änderung des Übereinkommens vom 25. Juni 
1998 über den Zugang zu informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Ent- 
scheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
(Aarhus-Übereinkommen, BGBl. 2006 II S. 1251, 1252) wird zugestimmt. Die 
Änderung wird nachstehend mit einer amtlichen deutschen Übersetzung veröf- 
fentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Änderung des Aarhus-Übereinkommens nach Arti- 
kel 14 Absatz 4 des Übereinkommens für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

A. Allgemeiner Teil 

Das von Deutschland ratifizierte Übereinkommen der UN ECE (UN-Wirtschafts- 
kommission für Europa) vom 25. Juni 1998 über den Zugang zu informationen, 
die Öffentiichkeitsbeteiiigung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu 
Gerichten in Umweitangeiegenheiten (Aarhus-Übereinkommen) verfoigt mit 
seinen drei Säuien (Information, Partizipation und Rechtsschutz) das zentraie 
Ziel, die Transparenz, Akzeptanz und Quaiität von Verwaltungsentscheidungen 
zu steigern und damit einen effektiven Beitrag zum Schutz der Umwelt und zur 
Verbesserung der Umweltqualität zu leisten. Das Übereinkommen ist am 
30. Oktober 2001 in Kraft getreten und hat bislang 41 Vertragsparteien^). 
Deutschland hat das Aarhus-Übereinkommen am 15. Januar 2007 ratifiziert2). 

Auf der zweiten Konferenz der Vertragsparteien in Almaty (Kasachstan) am 
27. Mai 2005 wurde durch Beschluss 11/1 die Änderung des Aarhus-Überein- 
kommens angenommen. 

Durch dieses „Almaty Amendment“ wurde eine Änderung von Artikel 6 Ab- 
satz 1 1 des Übereinkommens beschlossen, um die Verpflichtungen der Ver- 
tragsparteien in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung bei den Entschei- 
dungsverfahren zu gentechnisch veränderten Organismen (GVO) zu konkreti- 
sieren. 

Das „Almaty Amendment“ ergänzt das Aarhus-Übereinkommen um Mindestan- 
forderungen an die Öffentlichkeitsbeteiligung bei Entscheidungen über die Frei- 
setzung und das Inverkehrbringen von GVO und stellt klar, dass Artikel 6 und die 
darauf bezogenen weiteren Bestimmungen des Übereinkommens nicht anzu- 
wenden sind. 

Die mit der Änderung erfolgten Anpassungen des Aarhus-Übereinkommens 
entsprechen dem geltenden deutschen Recht, insbesondere dem Gentechnik- 
gesetz^). Neben dem vorliegenden Vertragsgesetz bedarf es mithin keiner 
Änderung der Rechtslage in Deutschland, um die Anforderungen der Änderung 
des Aarhus-Übereinkommens zu erfüllen. 

Durch die Ratifikation der Änderung des Aarhus-Übereinkommens kann die 
aktive Rolle, die Deutschland mit der Ratifikation der Aarhus-Konvention auf 
internationaler Ebene übernommen hat, fortgesetzt werden. Die Unterstützung 
der Änderung als Vertragspartei ermöglicht es, die damit verbundenen Mit- 
gestaltungsrechte im internationalen Bereich sachgerecht wahrzunehmen und 
auch bei weiteren Entwicklungen entscheidende Impulse zu setzen. 

B. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 

Auf die Änderung des Aarhus-Übereinkommens ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 
des Grundgesetzes anzuwenden, da die Änderung, soweit sie in die Zuständig- 
keit der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften fällt, sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 des 
Grundgesetzes erforderlich, weil die Änderung des völkerrechtlichen Aarhus- 
Übereinkommens, die innerstaatlich in Geltung gesetzt wird, Verfahrensregelun- 
gen enthält und insoweit für abweichendes Landesrecht keinen Raum lässt. 


■') Die 41 Vertragsparteien des Übereinkommens sind (Stichtag: 1. Juni 2007): 

Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Europäi- 
sche Gemeinschaft, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Italien, Kasachstan, Kirgisistan, 
Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, 
Republik Moldau, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slo- 
wakei, Slowenien, Spanien, Tadschikistan, Tschechische Republik, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, 
Vereinigtes Königreich, Weißrussland, Zypern 

2) Vgl. die Bekanntmachung vom 8. August 2007 (BGBl. II S. 1392). 

3) Gentechnikgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2066), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1 . April 2008 (BGBl. I S. 499) geändert worden ist. 
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Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem die am 27. Mai 2005 beschlossene 
Änderung des Aarhus-Übereinkommens gemäß Artikel 1 4 Absatz 4 des Aarhus- 
Übereinkommens für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Für Bund, Länder und Gemeinden werden sich aus der Ratifikation der Ände- 
rung des Aarhus-Übereinkommens keine zusätzlichen Kosten ergeben, da aus 
der Änderung resultierende rechtliche Verpflichtungen bereits durch das gelten- 
de deutsche Recht sowie durch europarechtliche Vorgaben vorgeschrieben 
sind. 

Durch die Änderung des Aarhus-Übereinkommens sind keine höheren Kosten 
und damit keine Auswirkungen auf das Preisniveau und insbesondere die Ver- 
braucherpreise zu erwarten, da aus der Änderung resultierende rechtliche Ver- 
pflichtungen bereits durch das geltende deutsche Recht sowie durch europa- 
rechtliche Vorgaben vorgeschrieben sind. 

Auf die Umwelt wird die Ausführung des Gesetzes auf Grund der bereits beste- 
henden deutschen und europäischen Rechtslage keine messbaren zusätzlichen 
Auswirkungen haben. 

Durch dieses Vertragsgesetz werden keine Informationspflichten geschaffen 
oder geändert. Mit der Ratifikation, die durch dieses Gesetz erfolgt, übernimmt 
Deutschland lediglich die völkerrechtliche Verpflichtung, das europarechtlich 
bereits bestehende Zulassungssystem für GVO beizubehalten. 
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Änderung 

des Übereinkommens 
über den Zugang zu Informationen, 
die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten, 
Almaty, 27. Mai 2005 

Beschlussfassung über eine Änderung 
(Beschiuss 11/1) 

Amendment 
to the Convention 
on Access to Information, 

Public Participation in Decision-making 
and Access to Justice in Environmental Matters, 
Almaty, 27 May 2005 

Adoption of Amendment 
(Decision 11/1) 

Amendement 
ä la Convention 
sur l’acces ä l’information, 
la participation du public au processus decisionnel 
et l’acces ä la justice en matiere d’environnement, 
Almaty, 27 mai 2005 

Adoption d’un amendement 
(Decision 11/1) 


Annex 

Amendment 
to the Convention 

Article 6, paragraph 11 

For the existing text, substitute 

1 1 . Without prejudice to article 3, para- 
graph 5, the provisions of this article shall 
not apply to decisions on whether to per- 
mit the deliberate release into the environ- 
ment and placing on the market of gen- 
efically modified organisms. 


Article 

After article 6, insert a new article 
reading 


Annexe 

Amendment ä ia Convention 

Article 6, paragraphe 1 1 

Substituer au texte actuel: 

1 1 . Sans prejudice des dispositions du 
paragraphe 5 de l’article 3, les disposifions 
du present article ne s’appliquent pas aux 
decisions autorisant ou non la dissemina- 
tion volontaire dans l’environnement et la 
mise sur le marche d’organismes geneti- 
quement modifies. 


Article 6^'® 

Apres l’article 6, inserer un nouvel 
article libelle comme suit: 


(Übersetzung) 

Anhang 

Änderung 

des Übereinkomens 
Artikel 6 Absatz 1 1 

Der bisherige Wortlaut wird durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

(11) Unbeschadet des Artikels 3 Ab- 
satz 5 werden die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht bei Entscheidungen darüber 
angewendet, ob eine absichtliche Freiset- 
zung gentechnisch veränderter Organis- 
men in die Umwelt und ein Inverkehrbrin- 
gen solcher Organismen genehmigt wer- 
den. 

Artikel e^»'® 

Nach Artikel 6 wird ein neuer Artikel 
eingefügt, der wie folgt lautet: 
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Article 6^^'® 

Public participation 
in desicions on the deliberate 
release into the environment 
and placing on the market of 
genetically modified organisms 

1. In accordance with the modalities 
laid down in annex each Party shall 
provide for early and effective Information 
and public participation prior to making 
decisions on whether to permit the delibe- 
rate release into the environment and pla- 
cing on the market of genetically modified 
organisms. 

2. The requirements made by Parties in 
accordance with the provisions of Para- 
graph 1 of this article should be comple- 
mentary and mutually supportive to the 
provisions of their national biosafety 
framework, consistent with the objectives 
of the Cartagena Protocol on Biosafety. 


Annex l^'® 

After annex I, insert a new annex 
reading 

Annex l'^'® 

Modalities referred to in article 6^"'® 

1 . Each Party shall lay down, in its regu- 
latory framework, arrangements for effect- 
ive information and public participation for 
decisions subject to the provisions of art- 
icle 6‘>'®, which shall include a reasonable 
time frame, in Order to give the public an 
adequate opportunity to express an opin- 
ion on such proposed decisions. 


2. In its regulatory framework, a Party 
may, if appropriate, provide for exceptions 
to the public participation procedure laid 
down in this annex: 


(a) In the case of the deliberate release of 
a genetically modified organism (GMO) 
into the environment for any purpose 
other than its placing on the market, if: 

(i) Such a release under comparable 
bio-geographical conditions has 
already been approved within the 
regulatory framework of the Party 
concerned; and 

(ii) Sufficient experience has previous- 
ly been gained with the release of 
the GMO in question in comparable 
ecosystems; 


Article 6'’'® 

Participation du public 
aux decisions concernant la 
dissemination volontaire dans 
l’environnement et la mise 
sur le marche d’organismes 
genetiquement modifies 

1. Conformement aux modalites defi- 
nies ä l’annexe l'^'®, chaque Partie assure 
une information et une participation du 
public precoces et effectives avant de 
prendre des decisions autorisant ou non la 
dissemination volontaire dans l’environne- 
ment et la mise sur le marche d’organis- 
mes genetiquement modifies. 


2. Les prescriptions etablies par les 
Parties conformement aux dispositions du 
paragraphe 1 du present article devraient 
etre complementaires et s’appliquer en 
Synergie avec les dispositions du cadre 
national relatif ä la prevention des risques 
biotechnologiques, en concordant avec 
les objectifs du Protocole de Cartagena 
sur la prevention des risques biotechnolo- 
giques. 


Annexe 1^'® 


Apres l’annexe I, inserer une nou- 
velle annexe libellee comme suit: 


Annexe l'^'® 

Modalites visees ä l’article ßi’'® 


1. Chaque Partie etablit, dans son 
cadre reglementaire, des arrangements 
prevoyant une information et une partici- 
pation du public effectives pour les deci- 
sions soumises aux dispositions de l’ar- 
ticle 6^®'®, y compris un delai raisonnable, 
afin de donner au public des possibilites 
süffisantes d’exprimer une opinion sur les 
decisions envisagees. 


2. Dans son cadre reglementaire, une 
Partie peut, s’il y a Neu, prevoir des excep- 
tions ä la procedure de participation du 
public preschte dans la presente annexe: 


a) Dans le cas de la dissemination volon- 
taire d’un organisme genetiquement 
modifie (OGM) dans l’environnement ä 
toute autre fin que sa mise sur le mar- 
che, si: 

i) Une teile dissemination, dans des 
conditions biogeographiques com- 
parables, a dejä ete approuvee 
dans le cadre reglementaire de la 
Partie concernee; et 

ii) Une experience süffisante a ante- 
rieurement ete acquise en matiere 
de dissemination de l’OGM en 
question dans des ecosystemes 
comparables; 


Artikel 6*®'® 

Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungen über eine 
absichtliche Freisetzung gentechnisch 
veränderter Organismen in die Umwelt 
und ein Inverkehrbringen 
solcher Organismen 

(1) Jede Vertragspartei sorgt nach den 
in Anhang |t>'® festgelegten Modalitäten für 
eine frühzeitige und effektive Information 
und Öffentlichkeitsbeteiligung, bevor sie 
eine Entscheidung darüber trifft, ob eine 
absichtliche Freisetzung gentechnisch 
veränderter Organismen in die Umwelt und 
ein Inverkehrbringen solcher Organismen 
genehmigt werden. 

(2) Die von den Vertragsparteien nach 
Absatz 1 festgelegten Vorschriften sollen 
im Einklang mit den Zielen des Protokolls 
von Cartagena über die biologische 
Sicherheit die Bestimmungen ihres inner- 
staatlichen Rechts auf dem Gebiet der bio- 
logischen Sicherheit ergänzen und sich 
wechselseitig stützen. 


Anhang |t>is 

Nach Anhang I wird ein neuer 
Anhang eingefügt, der wie folgt lautet: 

Anhang |t>'® 

In Artikel 6^®'® 
genannte Modalitäten 

(1) Jede Vertragspartei trifft im Rahmen 
der für sie geltenden Rechtsvorschriften 
Vorkehrungen für eine effektive Informati- 
on über Entscheidungen nach Artikel 6^®'® 
und eine effektive Öffentlichkeitsbeteili- 
gung an diesen Entscheidungen; diese 
umfassen einen angemessenen zeitlichen 
Rahmen, um der Öffentlichkeit ausrei- 
chend die Möglichkeit zu geben, ihre Mei- 
nung zu solchen geplanten Entscheidun- 
gen zum Ausdruck zu bringen. 

(2) Eine Vertragspartei kann gegebe- 
nenfalls in den für sie geltenden Rechts- 
vorschriften Ausnahmen von dem in die- 
sem Anhang festgelegten Verfahren zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung vorsehen, und 
zwar 

a) im Fall einer absichtlichen Freisetzung 
eines gentechnisch veränderten Orga- 
nismus (GVO) in die Umwelt zu einem 
anderen Zweck als dem seines Inver- 
kehrbringens, sofern 

i) eine solche Freisetzung unter ver- 
gleichbaren biogeografischen 
Bedingungen bereits im Rahmen 
der für die betreffende Vertragspar- 
tei geltenden Rechtsvorschriften 
genehmigt worden ist und 

ii) vorher genügend Erfahrungen mit 
der Freisetzung des betreffenden 
GVO in vergleichbaren Ökosyste- 
men gesammelt worden sind; 
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(b) In the case of the placing of a GMO on 
the market, if: 

(i) It was already approved within the 
regulatory framework of the Party 
concerned; or 

(ii) It is Intended for research or for cul- 
ture collections. 

3. WIthout prejudice to the applicable 
leglslatlon on confidentlallty in accordance 
with the provislons of article 4, each Party 
shall make available to the public In an 
adequate, timely and effective manner a 
summary of the notlficatlon Introduced to 
obtaln an authorlzatlon for the dellberate 
release Into the environment or the placing 
on the market of a GMO on Its territory, as 
well as the assessment report where avall- 
able and In accordance wIth Its national 
biosafety framework. 


4. Parties shall In no case consider the 
following Information as confidentlal: 

(a) A general descriptlon of the genetically 
modified organism or organlsms con- 
cerned, the name and address of the 
appllcant for the authorlzatlon of the 
deliberate release, the intended uses 
and, if appropriate, the location of the 
release; 


(b) The methods and plans for monitoring 
the genetically modified organism or 
organlsms concerned and for emer- 
gency response; 


(c) The environmental risk assessment. 

5. Each Party shall ensure transparency 
of decision-making procedures and pro- 
vide access to the relevant procedural 
Information to the public. This Information 
could include for example: 

(i) The nature of possible decisions; 

(ii) The public authority responsible for 
making the decision; 

(iii) Public participation arrangements laid 
down pursuant to paragraph 1 ; 

(iv) An indication of the public authority 
from which relevant Information can be 
obtained; 

(v) An indication of the public authority to 
which comments can be submitted 
and of the time schedule for the trans- 
mittal of comments. 

6. The provislons made pursuant to 
Paragraph 1 shall allow the public to sub- 


b) Dans le cas de la mise sur le marche 
d’un OGM, si; 

i) Elle a dejä ete approuvee dans le 
cadre reglementaire de la Partie 
concernee; ou 

II) Elle est destinee ä la recherche ou ä 
des collections de cultures. 

3. Sans prejudice de la leglslatlon ap- 
plicable en matiere de confidentialite, et 
conformement aux dispositions de l’ar- 
ticle 4, chaque Partie met ä la disposition 
du public comme II convient, de maniere 
efficace et en temps voulu, un resume de 
la notlficatlon visant ä obtenir une autori- 
sation en vue de la dissemination volontai- 
re dans l'environnement ou de la mise sur 
le marche d’un OGM sur son territoire, 
ainsi que le rapport d'evaluation, lorsque 
celui-ci est disponible, en conformite avec 
son cadre national relatif ä la prevention 
des risques biotechnologiques. 

4. Les Parties ne considerent en aucun 
cas les informations ci-apres comme con- 
fidentielles; 

a) La descriptlon generale de l'organisme 
ou des organismes genetiquement 
modifie(s) concerne(s), le nom et 
l’adresse du demandeur de Tautorisa- 
tion de dissemination volontaire, les 
utilisations prevues et, le cas echeant, 
le Heu de la dissemination; 


b) Les methodes et plans de suivi de l’or- 
ganisme ou des organismes geneti- 
quement modifie(s) concerne(s) et les 
methodes et plans d’intervention 
d’urgence; 

c) L’evaluation des risques pour l’environ- 
nement. 

5. Chaque Partie veille ä la transpa- 
rence des procedures de prise de deci- 
sions et assure au public l'acces aux infor- 
mations de procedure pertinentes. Ces 
informations peuvent concerner par exem- 
ple; 

i) La nature des decisions qui pourraient 
etre adoptees; 

II) L’autorite publique chargee de prendre 
la decision; 

III) Les arrangements pris en matiere de 
participation du public en application 
du paragraphe 1 ; 

iv) L'autorite publique ä laquelle II est pos- 
sible de s’adresser pour obtenir des 
renseignements pertinents; 

v) L’autorite publique ä laquelle des 
observations peuvent etre adressees 
et le delai prevu pour la communication 
d’observations. 

6. Les dispositions adoptees en appli- 
cation du paragraphe 1 prevoient la possi- 


b) im Fall eines Inverkehrbringens eines 
GVO, sofern 

i) es bereits im Rahmen der für die 
betreffende Vertragspartei gelten- 
den Rechtsvorschriften genehmigt 
worden ist oder 

ii) es für Forschungszwecke oder das 
Anlegen von Stammsammlungen 
bestimmt ist. 

(3) Unbeschadet der geltenden Rechts- 
vorschriften in Bezug auf die Vertraulich- 
keit nach Artikel 4 stellt jede Vertragspartei 
der Öffentlichkeit in Übereinstimmung mit 
ihrem innerstaatlichen Recht auf dem 
Gebiet der biologischen Sicherheit in 
sachgerechter, rechtzeitiger und effektiver 
\A/eise eine Zusammenfassung der Anmel- 
dung, die eingereicht wurde, um eine 
Genehmigung für eine absichtliche Frei- 
setzung eines GVO in die Umwelt oder für 
ein Inverkehrbringen eines GVO in ihrem 
Hoheitsgebiet zu erhalten, sowie, soweit 
vorhanden, den Bewertungsbericht zur 
Verfügung. 

(4) Die Vertragsparteien dürfen folgen- 
de Informationen nicht als vertraulich 
betrachten: 

a) eine allgemeine Beschreibung des 
betreffenden gentechnisch veränder- 
ten Organismus oder der betreffenden 
genetisch veränderten Organismen, 
den Namen und die Anschrift des 
Antragstellers, der um die Genehmi- 
gung für die absichtliche Freisetzung 
ersucht, die vorgesehenen Verwen- 
dungszwecke und gegebenenfalls den 
Ort der Freisetzung; 

b) die Verfahren und Pläne für die Über- 
wachung des betreffenden genetisch 
veränderten Organismus oder der 
betreffenden gentechnisch veränder- 
ten Organismen und für Notmaßnah- 
men; 

c) die ümweltverträglichkeitsprüfung. 

(5) Jede Vertragspartei stellt die Trans- 
parenz von Entscheidungsverfahren sicher 
und gewährt der Öffentlichkeit Zugang zu 
den einschlägigen verfahrenstechnischen 
Informationen. Zu diesen Informationen 
könnte beispielsweise Folgendes gehören; 

i) die Art möglicher Entscheidungen; 

ii) die für die Entscheidung zuständige 
Behörde; 

iii) nach Absatz 1 getroffene Vorkehrun- 
gen für die Öffentlichkeitsbeteiligung; 

iv) Angabe der Behörde, von der relevante 
Informationen zu erhalten sind; 

v) Angabe der Behörde, bei der Stellung- 
nahmen eingereicht werden können, 
sowie der für die Übermittlung von 
Stellungnahmen vorgesehenen Fristen. 

(6) Die nach Artikel 1 festgelegten 
Bestimmungen geben der Öffentlichkeit 
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mit any comments, Information, analyses 
or opinions that it considers relevant to the 
proposed deliberate release, including pla- 
cing on the market, in any appropriate 
manner. 

7. Each Party shall endeavour to ensure 
that, when decisions are taken on whether 
to permit the deliberate release of GMOs 
into the environment, including placing on 
the market, due account is taken of fhe 
outcome of the public participation proced- 
ura organized pursuant to paragraph 1 . 

8. Parties shall provide that when a 
decision subject to the provisions of fhis 
annex has been taken by a public author- 
ity, the text of the decision is made publicly 
available along with the reasons and con- 
siderations upon which it is based. 


bilite pour le public de soumettre, sous 
toute forme appropriee, toutes les obser- 
vations, informafions, analyses ou opi- 
nions qu’il estime pertinentes au regard de 
la dissemination volontaire proposee, y 
compris la mise sur le marche. 

7. Chaque Partie s’efforce de faire en 
Sorte que, lorsqu’il est decide d’autoriser 
ou non la dissemination volontaire d’OGM 
dans l’environnement, y compris leur mise 
sur le marche, les resultats de la procedu- 
re de participation du public organisee en 
application du paragraphe 1 sont düment 
pris en consideration. 

8. Les Parties s’assurent que, lors- 
qu’une decision soumise aux dispositions 
de la presente annexe a ete prise par une 
autorite publique, le texte en est rendu 
public, de meme que les raisons et consi- 
derations sur lesquelles eile est fondee. 


die Möglichkeit, alle von ihr für eine 
geplante absichtliche Freisetzung ein- 
schließlich eines Inverkehrbringens als 
relevant erachteten Stellungnahmen, Infor- 
mationen, Analysen oder Meinungen in 
geeigneter Form vorzulegen. 

(7) Jede Vertragspartei bemüht sich 
sicherzustellen, dass bei Entscheidungen 
darüber, ob eine absichtliche Freisetzung 
von GVO in die Umwelt einschließlich des 
Inverkehrbringens genehmigt wird, das 
Ergebnis des Verfahrens zur Öffentlich- 
keitsbeteiligung nach Absatz 1 angemes- 
sen berücksichtigt wird. 

(8) Die Vertragsparteien sorgen dafür, 
dass, sobald eine Behörde eine diesem 
Anhang unterliegende Entscheidung 
gefällt hat, der Wortlaut der Entscheidung 
sowie die Gründe und Erwägungen, auf 
die sie sich sfüfzf, der Öffentlichkeif 
zugänglich gemacht werden. 
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Denkschrift 
I. Allgemeines 

Das von Deutschland ratifizierte Übereinkommen der UN 
ECE (UN-Wirtschaftskommission für Europa) vom 
25. Juni 1998 über den Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten 
(Aarhus-Übereinkommen) verfolgt das zentrale Ziel, 
durch die Gewährleistung bestimmter Informations-, Par- 
tizipations- und Verfahrensrechte einen effektiven Beitrag 
zum Schutz der Umwelt und zur Verbesserung der 
Umweltqualität zu leisten. Die drei Säulen der Konvention 
umfassen den freien Zugang zu Umweltinformationen, 
die Mitwirkung der Öffentlichkeit an umweltbezogenen 
Verwaltungsentscheidungen und die gerichtliche Über- 
prüfbarkeit solcher Entscheidungen. Damit werden 
Transparenz, Akzeptanz und auch die Qualität von Ver- 
waltungsentscheidungen gesteigert. 

Das Übereinkommen ist gemäß seinem Artikel 20 Absatz 1 
am 30. Oktober 2001 in Kraft getreten und hat bislang 
41 Vertragsparteien (40 UN ECE-Staaten sowie die Euro- 
päische Gemeinschaft)“'). Deutschland hat das Aarhus- 
Übereinkommen am 15. Januar 2007 ratifiziert2). 

Auf der zweiten Konferenz der Vertragsparteien in Alma- 
ty (Kasachstan) am 27. Mai 2005 wurde durch Be- 
schluss 11/1 die Änderung des Aarhus-Übereinkommens 
angenommen. Durch dieses „Almaty Amendment“ 
wurde eine Änderung von Artikel 6 Absatz 1 1 des Über- 
einkommens beschlossen, um die Verpflichtungen der 
Vertragsparteien in Bezug auf die Öffentlichkeitsbetei- 
ligung bei den Entscheidungsverfahren zu gentechnisch 
veränderten Organismen (GVO) zu präzisieren. 

Artikel 6 des Aarhus-Übereinkommens regelt die Beteili- 
gung der Öffentlichkeit an bestimmten umweltrelevanten 
Entscheidungsverfahren. Nach Absatz 11 sind die 
Bestimmungen dieses Artikels nach dem innerstaatli- 
chen Recht der Vertragsparteien in machbarem und 
angemessenem Umfang auch bei Entscheidungen darü- 
ber anzuwenden, ob eine absichtliche Freisetzung gen- 
technisch veränderter Organismen (GVO) in die Umwelt 
genehmigt wird. 

Zur Umsetzung des Artikels 6 Absatz 11 des Aarhus- 
Übereinkommens wurden auf der ersten Vertragsstaa- 
tenkonferenz in Lucca (Italien) im Oktober 2002 rechtlich 
nicht bindende Leitlinien hinsichtlich des Zugangs zu 
Informationen, Öffentlichkeitsbeteiligung und Zugang zu 
Gerichten bei gentechnisch veränderten Organismen 
verabschiedet. Diese von einer Arbeitsgruppe erarbeite- 


ten Leitlinien sehen eine Öffentlichkeitsbeteiligung bei 
der Freisetzung von GVO vor. 

Gleichzeitig wurde eine neue Arbeitsgruppe der UN ECE 
zu GVO eingerichtet, um bis zur zweiten Konferenz im 
Mai 2005 Möglichkeiten für eine Änderung der Konvention 
einschließlich rechtlich verbindlicher Ansätze für eine 
erweiterte Anwendung des Aarhus-Übereinkommens im 
Bereich GVO zu evaluieren. 

Auf der Basis des Ergebnisberichts der Arbeitsgruppe zu 
GVO vom Oktober 2004 einigten sich die Vertragspartei- 
en auf der zweiten Konferenz im Mai 2005 in Almaty 
(Kasachstan) auf eine Änderung des Übereinkommens, 
die die Verpflichtungen der Vertragsparteien in Bezug auf 
die Öffentlichkeitsbeteiligung und die Entscheidungsver- 
fahren zu GVO konkretisiert. 

Das „Almaty Amendment“ ergänzt das Aarhus-Überein- 
kommen um Mindestanforderungen an die Öffentlich- 
keitsbeteiligung bei Entscheidungen über die Freiset- 
zung und das Inverkehrbringen von GVO und stellt klar, 
dass Artikel 6 und damit auch Artikel 9 Absatz 2 des 
Übereinkommens nicht anzuwenden sind. 

Die durch die Konventionsänderung bewirkte Konkreti- 
sierung des Beteiligungsverfahrens stimmt mit den ein- 
schlägigen Rechtsvorschriften der Gemeinschaft zu GVO 
überein. Die relevanten Vorschriften auf Gemeinschafts- 
ebene, insbesondere die Richtlinie 2001/1 S/EG^) vom 
12. März 2001 über die absichtliche Freisetzung gene- 
tisch veränderter Organismen in die Umwelt^) und die 
Verordnung (EG) Nr. 1829/20035) yom 22. September 
2003 über genetisch veränderte Lebensmittel und Futter- 
mitte|6), enthalten bereits Bestimmungen über die Öffent- 
lichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren zu GVO, 
die mit der Änderung des Aarhus-Übereinkommens im 
Einklang stehen. 

Die „Almaty-Änderung“ entspricht demzufolge den hier- 
zu bereits im Gentechnikrecht der EG bestehenden 
Regelungen und führt damit für die EG zu keinem Anpas- 
sungsbedarf. Daher ergeben sich auch keine zusätz- 
lichen neuen Anforderungen für die Ratifikation der 
Änderung auf nationaler Ebene. 

Die aus der Änderung des Aarhus-Übereinkommens 
resultierenden rechtlichen Verpflichtungen entsprechen 
dem geltenden deutschen Recht, insbesondere dem 
Gentechnikgesetz^). Neben dem vorliegenden Vertrags- 
gesetz bedarf es mithin keiner Änderung der Rechtslage 
in Deutschland, um die Anforderungen der Änderung des 
Aarhus-Übereinkommens zu erfüllen. 


Die 41 Vertragsparteien des Übereinkommens sind (Stichtag: 1. Juni 2007): 

Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Europäische Gemeinschaft, Finnland, Frankreich, Geor- 
gien, Griechenland, Italien, Kasachstan, Kirgisistan, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, 
Republik Moldau, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tadschikistan, Tsche- 
chische Republik, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Weißrussland, Zypern 

2) Vgl. die Bekanntmachung vom 8. August 2007 (BGBl. II S. 1392). 

3) ABI. L 106 vom 17.4.2001 , S. 1; zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 (ABI. L 268 vom 18.10.2003, S. 24). 

^) Die Artikel 9 und 24 der Richtlinie 2001/18/EG enthalten Bestimmungen über die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren zu GVO. Die 
Artikel 7, 8,16,1 9, 20, 23 und 31 der Richtlinie 2001/1 8/EG beinhalten Regelungen über den Zugang der Öffentlichkeit zu Informationen. Außerdem 
ist in Artikel 25 der Richtlinie angegeben, welche Informationen nicht vertraulich behandelt werden. 

5) ABI. L 268 vom 1 8.1 0.2003, S. 1 . 

6) Die Artikel 6, 1 8 und 29 der Verordnung (EG) Nr. 1 829/2003 enthalten Bestimmungen über die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
zu GVO. In Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 1 829/2003 ist festgelegt, welche Informationen nicht vertraulich behandelt werden. 

^) Gentechnikgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2066), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
1 . April 2008 (BGBl. I S. 499) geändert worden ist. 
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Die Änderung des Übereinkommens von Aarhus steht 
den Vertragsparteien seit dem 27. September 2005 zur 
Ratifizierung, zur Annahme oder zur Genehmigung offen. 

Die Europäische Gemeinschaft hat die „Almaty-Ände- 
rung“ mit Beschluss vom 18. Dezember 2006 genehmigt 
(2006/957/EG)^). Gemäß Artikel 2 Absatz 2 dieses 
Beschlusses sollen sich die Europäische Gemeinschaft 
und die Mitgliedstaaten, die Vertragsparteien des Über- 
einkommens von Aarhus sind, bemühen, ihre Urkunden 
zur Ratifizierung, Annahme oder Genehmigung der 
Änderung möglichst rasch, spätestens jedoch am 

I. Februar 2008 zu hinterlegen. Nach Erwägungsgrund 5 
wird dabei eine möglichst simultane Hinterlegung ange- 
strebt. 

Durch die Ratifikation der Änderung des Aarhus-Überein- 
kommens kann die aktive Rolle, die Deutschland mit der 
Ratifizierung des Aarhus-Übereinkommens auf interna- 
tionaler Ebene übernommen hat, fortgesetzt werden. Die 
Unterstützung der Änderung des Aarhus-Übereinkom- 
mens als Vertragspartei ermöglicht es, die damit verbun- 
denen Mitgestaltungsrechte im internationalen Bereich 
sachgerecht wahrzunehmen und auch bei weiteren Ent- 
wicklungen entscheidende Impulse zu setzen. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zur Änderung von Artikel 6 

Die Änderung in Artikel 6 Absatz 1 1 stellt klar, dass die in 
Artikel 6 niedergelegten Bestimmungen zur Öffentlich- 
keitsbeteiligung nicht anzuwenden sind bei Entscheidun- 
gen darüber, ob eine absichtliche Freisetzung oder ein 
Inverkehrbringen von GVO genehmigt werden. 

Zu Artikel ö*’'® 

Der neue Artikel präzisiert die Verpflichtungen der 
Vertragsparteien in Bezug auf die Öffentlichkeitsbetei- 
ligung bei Entscheidungsverfahren über eine absichtliche 
Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen in die 
Umwelt und ein Inverkehrbringen solcher Organismen. 

Absatz 1 normiert die Pflicht der Vertragsparteien, 
anhand der in Anhang 1^''® festgelegten Modalitäten für 
eine frühzeitige und effektive Information und Öffentlich- 
keitsbeteiligung zu sorgen, bevor Entscheidungen über 
die Genehmigung für eine absichtliche Freisetzung oder 
ein Inverkehrbringen von GVO getroffen werden. 

Absatz 2 sieht vor, dass die von den Vertragsparteien 
nach Absatz 1 festgelegten Vorschriften im Einklang mit 
den Zielen des Protokolls von Cartagena über die biolo- 


gische Sicherheit stehen und die Bestimmungen ihres 
innerstaatlichen Rechts auf dem Gebiet der biologischen 
Sicherheit ergänzen sollen. 

Zu Anhang 1^'® 

Der neue Anhang l^i'® enthält die in Artikel 6^''® genannten 
Modalitäten. 

Absatz 1 bestimmt, dass die Vertragsparteien Vorkeh- 
rungen für eine effektive Information sowie Öffentlich- 
keitsbeteiligung bei Entscheidungen nach Artikel 6bis 
treffen, wobei ein angemessener zeitlicher Rahmen mit 
ausreichender Gelegenheit zur Stellungnahme für die 
Öffentlichkeit sicherzustellen ist. 

Absatz 2 regelt die Möglichkeit, unter bestimmten 
Voraussetzungen Ausnahmen von dem in Anhang l^is 
festgelegten Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung bei 
GVO vorzusehen. 

Absatz 3 verankert die Pflicht der Vertragsparteien, 
der Öffentlichkeit unbeschadet der geltenden Rechtsvor- 
schriften zur Vertraulichkeit gemäß Artikel 4 in sachge- 
rechter, rechtzeitiger und effektiver Weise eine Zusam- 
menfassung der Anmeldung sowie gegebenenfalls den 
Bewertungsbericht zur Verfügung zu stellen. 

Absatz 4 legt fest, welche Informationen in keinem 
Fall als vertraulich behandelt werden dürfen. 

Absatz 5 statuiert die Verpflichtung der Vertragspar- 
teien, die Transparenz von Entscheidungsverfahren 
sicherzustellen und der Öffentlichkeit Zugang zu den ein- 
schlägigen verfahrenstechnischen Informationen, die 
beispielhaft benannt werden, zu gewähren. 

Absatz 6 stellt fest, dass die Öffentlichkeit die Mög- 
lichkeit hat, alle Stellungnahmen und Unterlagen, die für 
eine geplante absichtliche Freisetzung oder ein Inver- 
kehrbringen von GVO als relevant gehalten werden, in 
geeigneter Form vorzulegen. 

Nach Absatz 7 werden die Vertragsparteien angehal- 
ten, sich um eine angemessene Berücksichtigung des 
Ergebnisses der Öffentlichkeitsbeteiligung bei Entschei- 
dungen über eine absichtliche Freisetzung oder ein 
Inverkehrbringen von GVO zu bemühen. 

Absatz 8 bestimmt, dass nach Erlass einer Entschei- 
dung gemäß Anhang l^'s durch eine Behörde der Wort- 
laut der betreffenden Entscheidung sowie die Gründe 
und Erwägungen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden. 


8) ABI. L386vom29.12.2006, S. 46 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Rege- 
limgsvorhabens auf Bürokratiekosten, die durch Informations- 
pflichten begründet werden, geprüft. 

Mit dem Entwurf werden keine Informationspflichten ein- 
geführt, geändert oder aufgehoben. 

Vor diesem Hintergrund hat der Nationale Normenkontroll- 
rat im Rahmen seines gesetzlichen Prüfauftrages keine Be- 
denken gegen das Regelungsvorhaben. 
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